
 

 

 

 

 

 

Pressemitteilung 

 

Berlin, 27.03.2020: Der Deutsche Bundestag hat am 25. März mit dem COVID-19-Krankenhausent-

lastungsgesetz auch einen finanziellen Schutzschirm für Ärzt*innen und Psychotherapeut*innen be-

schlossen. Danach können Honorarausfälle infolge der Corona-Pandemie ausgeglichen werden, wenn 

sich das Gesamthonorar einer Praxis gegenüber dem Vorjahresquartal um mehr als 10 Prozent ver-

ringert. „Viele unserer Patient*innen setzen ihre Behandlungen vorübergehend aus, weil für sie das 

Ansteckungsrisiko zu groß ist. Dies kann dazu führen, dass ein großer Teil der Einnahmen einer Praxis 

wegfällt“, erklärt Dr. Dietrich Munz, Präsident der Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK). „Des-

halb sind die Ausgleichsregelungen eine wichtige Unterstützung für all unsere Kolleg*innen, die wäh-

rend der Coronakrise die Versorgung psychisch kranker Menschen sicherstellen.“ 

 

Das Krankenhausentlastungsgesetz knüpft die Ausgleichzahlungen jedoch an den Rückgang der An-

zahl der Patient*innen, die innerhalb eines Quartals in einer psychotherapeutischen Praxis versorgt 

werden („Fallzahl“). „Psychotherapeut*innen haben aber vor allem Honorarausfälle, weil Pati-

ent*innen in laufenden Behandlungen Termine absagen“, erläutert BPtK-Präsident Munz. „Dadurch 

verringert sich nicht unbedingt die Fallzahl je Quartal, sondern vor allem der Umfang der Leistungen, 

die je Patient*in erbracht werden (‚Fallwert‘). Wenn eine Patient*in nicht mehr wöchentlich, son-

dern nur noch einmal im Quartal kommt, verändert dies die „Fallzahl“ nicht. Trotzdem fallen 90 Pro-

zent der reservierten Termine aus. Unsere Kolleg*innen sichern außerdem gerade bei älteren und 

gesundheitlich gefährdeten Patient*innen die Versorgung per Telefon. Dieser Einsatz wird aber aktu-

ell nicht bezahlt.“  

 

Die BPtK hatte im Gesetzgebungsverfahren schon auf die Besonderheiten in der psychotherapeuti-

schen Versorgung hingewiesen. Aufgrund des Schnellverfahrens konnten diese berufsgruppenspezifi-

schen Aspekte jedoch nicht in den Ausgleichregelungen berücksichtigt werden. „Wir gehen aber da-

von aus, dass mit einem der nächsten Gesetze die notwendige Nachbesserung erfolgen“, stellt Munz 

fest.  
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